
 

Kleine Anfrage 

Hermann Schaus (DIE LINKE) vom 11.03.2019 

Übertragung von Sicherheitsaufgaben in Ministerien, Landesdienststellen und 

Landesbetrieben an nicht tarifgebundene private Sicherheitsfirmen 

und  

Antwort  

Minister der Finanzen 
 
 
 
Vorbemerkung Fragesteller: 

Die „CIBORIUS Security & Service Solutions Frankfurt am Main GmbH“ ist Teil der bundesweit auftreten-
den Ciborius Gruppe. Keine der Ciborius-Gesellschaften ist Mitglied im Arbeitgeberverband BDSW und da-
her nur an allgemein verbindliche Tarifverträge gebunden. 
Mehrere hessische öffentliche Auftraggeber werden auf der Homepage der Ciborius-Gruppe als Referenz ge-
nannt. Darunter der Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen, der Südhessische Klinikverbund, sowie die 
Städte Darmstadt und Frankfurt. 
Laut Informationen der Gewerkschaft ver.di vereinbart Ciborius die Anwendung des Bundesrahmenmantelta-
rifvertrages (BRMTV) in den Arbeitsverträgen (nicht jedoch die hessischen Mantel- und Entgelttarifverträge). 
Trotzdem – und damit tarifvertragswidrig – stellt die CIBORIUS Security & Service Solutions Frankfurt am 
Main GmbH neu eingestellten Beschäftigten bis zu 238 Euro für Dienstkleidung in Rechnung. Dieser Betrag 
wird dann in vier Raten von den Lohnabrechnungen einbehalten. ver.di liegen die Rechnungen über die 
Dienstkleidung und die Entgeltabrechnungen in mehreren Fällen vor. 
Darüber hinaus wurde von der „CIBORIUS Security & Service Solutions Frankfurt am Main GmbH“ ein 
Schreiben an mehrere – mutmaßlich alle – Mitarbeiter versandt, in der diese ankündigt „Auf Objekten, wo 12-
Stunden-Dienste die Regel sind, und in denen eine Pause gemacht werden kann, werden wir diese Pause zum 
Abzug bringen. Da dies in der Vergangenheit bereits so gehandhabt wurde, werden wir ab dem 01.03.2019 
zu dieser betrieblichen Regelung zurückkehren.“ 
Weiterhin beklagen Beschäftigte, dass die Kontrollstellen im Justizzentrum Frankfurt nicht in der vorgesehe-
nen Personalstärke besetzt werden können. Dadurch ergäben sich stark belastende Arbeitsbedingungen. Die 
Beschäftigten berichteten, dass bereits Toilettengänge Probleme darstellen. 
 

Vorbemerkung Minister der Finanzen: 
Die Hessische Landesregierung bekennt sich ausdrücklich und fortwährend zu einer wirtschaft-
lichen, transparenten und fairen Vergabe der einen bedeutenden Wirtschaftsfaktor darstellenden 
öffentlichen Aufträge. 
 
Diese Grundsätze sind in dem am 1. März 2015 in Kraft getretenen Hessischen Tariftreue- und 
Vergabegesetz (HVTG) normiert worden. Ferner regelt das HVTG u.a., dass von öffentlichen 
Auftraggeberinnen und Auftraggebern beauftragte Unternehmen bei der Ausführung des Auf-
trags die für sie geltenden rechtlichen Verpflichtungen einhalten müssen, konkret ihren Beschäf-
tigten Leistungen nach dem einschlägigen, für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrag oder 
nach dem Mindestlohngesetz gewähren.  
 
Zudem sollen die weitere Stärkung der Mittelstandsfreundlichkeit in der Anwendung und die 
Nachhaltigkeit in der Beschaffung zusammen mit der Einhaltung und Kontrolle des Mindest- 
oder Tariflohns durch die Auftragnehmerinnen und Auftragnehmer und deren Subunternehmen 
weitere zentrale Aspekte der diesbezüglichen Bemühungen der Landesregierung sein. 
 
Zu der in der Vorbemerkung der Fragesteller beschriebenen Personalausstattung und den Ar-
beitszeiten an den Kontrollstellen im Justizzentrum Frankfurt hat der Präsident des Landgerichts 
Frankfurt berichtet, dass es zu Beginn des Vertragsverhältnisses vereinzelte Beschwerden der 
Mitarbeiter des Dienstleisters gegeben habe. Auf Initiative des Landgerichts habe die 
„CIBORIUS Security & Service Solutions Frankfurt am Main GmbH“ wegen der ungenügen-
den Personalausstattung eine Qualitätssicherungs-Maßnahme in der Konzernzentrale in Berlin 
aufgesetzt. Nach Kenntnis der Landesregierung ist anschließend Besserung eingetreten. 
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Da die Regelungen zur Auftragsvergabe grundsätzlich für alle öffentlichen Stellen innerhalb 
Hessens identisch sind und der Fragesteller sowohl in der Überschrift als auch in seiner Vorbe-
merkung explizit das Sicherheitsgewerbe benannt hat, werden die Fragen überwiegend anhand 
der beispielhaften Darstellung der Vergabe öffentlicher Aufträge des Landesbetriebs Bau und 
Immobilien Hessen (LBIH) im Sicherheitsbereich dargestellt. Die Vergabeverfahren für die Be-
schaffung von Sicherheitsdienstleistungen führt das Hessische Competence Center (dort die 
Zentrale Beschaffung) für den LBIH durch. 
 
Diese Vorbemerkungen vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit 
dem Chef der Staatskanzlei, dem Minister des Innern und für Sport, dem Kultusminister, der 
Ministerin der Justiz, der Ministerin für Wissenschaft und Kunst, dem Minister für Wirtschaft, 
Energie, Verkehr und Wohnen, der Ministerin für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz sowie dem Minister für Soziales und Integration wie folgt: 
 
 
Frage 1. Wieso beauftragt die hessische Landesregierung, bzw. deren Landesbetriebe nicht ausschließlich 

tarifgebundene Firmen? 
 

Für Sicherheitsdienstleistungen werden ausschließlich tarifgebundene Firmen beauftragt. Der 
Entgelttarifvertrag für Sicherheitsdienstleistungen in Hessen, gültig mit Wirkung vom 
01.01.2019, wurde am 10.07.2019 für allgemeinverbindlich erklärt. Die Bekanntmachung ist 
als Anlage 1 beigefügt. Somit sind alle Unternehmen, die Sicherheitsdienstleistungen anbieten, 
an den hessischen Tarif gebunden. 
 
Gemäß § 4 HVTG sind Unternehmen verpflichtet, die für sie geltenden gesetzlichen, aufgrund 
eines Gesetzes festgesetzten und unmittelbar geltenden tarifvertraglichen Leistungen zu gewäh-
ren. Ferner werden nach § 4 Abs. 2 und 3 HVTG Leistungen, die vom Arbeitnehmer-
Entsendegesetz bzw. vom Mindestlohngesetz erfasst werden, vom LBIH nur an Unternehmen 
vergeben, die sich bei Angebotsabgabe in Textform verpflichten, ihren Beschäftigten bei der 
Ausführung der Leistung diejenigen Arbeitsbedingungen einschließlich des Entgelts zu gewäh-
ren, die nach Art und Höhe mindestens den Vorgaben desjenigen Tarifvertrages entsprechen, an 
den das Unternehmen aufgrund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes gebunden ist bzw. die sich 
bei Angebotsabgabe in Textform verpflichten, ihren Beschäftigten bei der Ausführung der Leis-
tung ein Entgelt zu zahlen, das den Vorgaben des Mindestlohngesetzes entspricht. 
 
Jeder Bieter und jede Bieterin hat die Einhaltung dieser Vorgaben durch Abgabe der Verpflich-
tungserklärung Tariftreue/Mindestentgelt zuzusichern. Diese Erklärung ist mit dem Angebot 
einzureichen. Sofern für die Ausführung der Leistung Nachunternehmen oder Verleihunterneh-
men eingesetzt werden sollen und diese bereits bei Angebotsabgabe bekannt sind, ist die Ver-
pflichtungserklärung Tariftreue/Mindestentgelt auch von diesen Unternehmen abzugeben und 
dem Angebot beizufügen. Sind die Nachunternehmen oder Verleihunternehmen bei Angebots-
abgabe noch nicht bekannt, ist die Verpflichtungserklärung nach Auftragserteilung, spätestens 
vor Beginn der Ausführung der Leistung vorzulegen. 
 
 
Frage 2. Welche Kriterien legt die hessische Landesregierung in den o.a. Fällen bei den beauftragten Fir-

men, die nicht tarifgebunden sind, hinsichtlich Entlohnung, Arbeitsbedingungen und sozialen 
Kompetenzen, an? 

 
Frage 3. Wie gewichtet die hessische Landesregierung bzw. ihre Landesbetriebe den Preis angebotener 

Dienstleistungen im Vergleich zu den in 2 genannten Kriterien und in Bezug auf die Qualität der 
angebotenen Dienstleistungen? 

 
Frage 4. Welche nicht-tarifgebundenen Sicherheitsfirmen wurden in den vergangenen fünf Jahren von der 

hessischen Landesregierung oder ihren Landesbetrieben direkt beauftragt? (Bitte auflisten) 
 

Die Fragen 2 bis 4 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet: 

Gemäß den Vorgaben des § 4 HVTG (siehe Antwort zu Frage 1) ist der Sicherheitsdienstleister 
zur Einhaltung des allgemein verbindlichen Tarifs verpflichtet. Diese Vorschriften sind fester 
Bestandteil der Ausschreibungsunterlagen. Nicht tarifgebundene Unternehmen kommen nicht 
zum Einsatz. 
 
Da alle sicherheitsdienstleistenden Unternehmen zur Einhaltung des allgemein verbindlichen Ta-
rifs verpflichtet sind und eine entsprechende Erklärung abzugeben haben, erfolgt keine derartige 
Gewichtung hinsichtlich der angefragten „nicht tarifgebundenen Firmen“. 
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Frage 5. Wie kontrolliert die hessische Landesregierung konkret, das von ihr oder ihren Landesbetrieben 

beauftragte Dienstleister sich an Tarifverträge halten und wie wird dies bei den Subunternehmen 
im Sicherheitsbereich überprüft? 

 
Das Hessische Competence Center (dort die Zentrale Beschaffung) führt die Vergabeverfahren 
für die Beschaffung von Sicherheitsdienstleistungen für den LBIH durch. Als Vergabestelle 
prüft es die Angebote regelmäßig hinsichtlich der Angemessenheit der Preise, insbesondere der 
Angebote, die für den Zuschlag in Betracht kommen. Weicht ein Angebot, das für den Zuschlag 
in Betracht kommt, erheblich von der Kostenschätzung bzw. erheblich von dem nächstgenann-
ten höheren Angebot ab, erfolgt eine sog. vergaberechtliche Aufklärung. So wird der Bieter o-
der die Bieterin aufgefordert, die Angemessenheit der Preise und die Kalkulation des Stunden-
verrechnungssatzes aufzuklären. 
 
Dem Stundenverrechnungssatz kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. Er muss den tarifli-
chen und gesetzlichen Verpflichtungen des Bieters, die zum Zeitpunkt des Ausführungsbeginns 
für den Auftragnehmer gelten, entsprechen. Sollten sich bei der Prüfung Zweifel dahin gehend 
ergeben, dass der Stundenverrechnungssatz den tarifvertraglich vorgegebenen Mindestlohn und 
die erforderlichen Sozialversicherungsbeiträge abdecken kann, hat der Bieter auf Anforderung 
seine Kalkulation zu erläutern bzw. weitere Kalkulationsunterlagen oder die Urkalkulation vor-
zulegen (§ 16 Abs. 1 HVTG). Kommt ein Bieter dieser Verpflichtung nicht nach oder kann er 
die begründeten Zweifel an der Angemessenheit der Preise nicht beseitigen, wird das Angebot 
ausgeschlossen. 
 
Ein Ausschluss des Angebotes erfolgt auch dann, wenn der Bieter der verlangten Aufklärung 
gar nicht bzw. unzureichend nachkommt und die Zweifel daran, dass die der Auftragnehmerin 
oder dem Auftragnehmer obliegenden Verpflichtungen von dieser oder diesem eingehalten wer-
den, nicht ausgeräumt wurden. 
 
Der auftraggebende LBIH führt zusätzlich Stichproben (auch bei Subunternehmen) durch. Bei 
vermuteten Verstößen gegen die Tariftreue- und Mindestlohnpflicht nach § 4 und 
§§ 6 ff. HVTG wendet sich der LBIH an die Dienststellen der Zollverwaltung. Nachrichtlich ist 
in diesen Fällen auch die Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main, Referat Korruptionsschutz, 
zu informieren. 
 
 
Frage 6. Was wird die hessische Landesregierung unternehmen, um die von ihr beauftragten Firmen zur 

Einhaltung der Tarifverträge zu bewegen? 
 

Der LBIH führt regelmäßig stichprobenartige Überprüfungen ihrer Auftragnehmerinnen und 
Auftragnehmer durch. Bei der Feststellung von Auffälligkeiten, d.h. bei Vorliegen von An-
haltspunkten für Verstöße gegen arbeits-, sozial- und/oder steuerrechtliche Vorschriften, die die 
Einschaltung der zuständigen Behörden, wie z.B. des Zolls erforderlich machen, erfolgt zur 
Klärung der weiteren Vorgehensweise die vorherige Abstimmung mit der Stabsstelle Interne 
Revision des LBIH sowie sodann die Einleitung der erforderlichen weiteren Schritte. 
 
 
Frage 7. Welche Maßnahmen wird die hessische Landesregierung ergreifen, um den Betroffenen das ihnen 

vorenthaltene Gehalt zu erstatten bzw. erstatten zu lassen? 
 

Es wird keine Möglichkeit zur Erstattung von nicht gezahlten, aber grundsätzlich rechtlich zu 
zahlenden Gehältern durch das Land gesehen. Jedoch sind der Landesregierung entsprechend in 
Frage kommende Fälle bisher auch nicht bekannt. 
 
Sollte ein Arbeitgeber der Sicherheitsbranche in Hessen seinen Beschäftigten nicht den allge-
mein verbindlichen Tariflohn zahlen, so muss der Betroffene selbst seinen Arbeitgeber vor dem 
zuständigen Arbeitsgericht auf Zahlung der Gehaltsdifferenz verklagen, da die Zahlung des 
Entgelts eine der Leistungspflichten aus dem Arbeitsverhältnis ist. Es handelt sich also um einen 
individual-rechtlichen Anspruch des Beschäftigten gegen seinen Arbeitgeber. Für die Landesre-
gierung gibt es keine Rechtsgrundlage, um vom Arbeitgeber vorenthaltenes Gehalt an die Be-
schäftigten zu erstatten. 
 
Deshalb können auch die Kontrollen der Schwarzarbeitsbehörde beim Zoll oder der Regie-
rungspräsidien nicht zum Ziel haben, Gehaltsansprüche der Beschäftigten beim Arbeitgeber ein-
zuziehen und an die Beschäftigten zu erstatten. Die Kontrollen der zuständigen Behörden haben 
bei Verstößen gegen arbeitsrechtliche Vorschriften ausschließlich zum Ziel, Strafverfahren oder 
Ordnungswidrigkeitsverfahren gegen einen Arbeitgeber einzuleiten. Das Ergebnis eines solchen 
Verfahrens kann eine (Geld-)Strafe sein, nicht jedoch die Erstattung von Gehaltsdifferenzen an 
die Beschäftigten. 
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Aus den oben genannten Gründen sieht auch das HVTG bei Verstoß gegen die Tariftreuepflicht 
zwar die Möglichkeit von Vertragsstrafen oder Vergabesperren vor, diese führen aber ebenfalls 
nicht zu einer Erstattung von Gehaltsansprüchen an die betroffenen Beschäftigten. 
 
 
Frage 8. Welche Maßnahmen wird die hessische Landesregierung ergreifen, um Verstöße gegen das Ar-

beitszeitgesetz bei von ihr oder ihren Landesbetrieben beauftragten Firmen im Sicherheitsbereich 
zu unterbinden und zu ahnden? 

 
Ungeachtet der o.g. umfänglichen Prüfung bei Auftragsvergabe und den Kontrollmöglichkeiten 
des auftraggebenden LBIH stellen die hessischen Regierungspräsidien als zuständige Aufsichts-
behörden die Einhaltung des Arbeitsschutzes und damit auch des Arbeitszeitgesetzes sicher. Be-
triebe werden u.a. aufgrund von Beschwerden anlassbezogen überwacht. Dazu wird die Ar-
beitszeitdokumentation stichprobenartig geprüft. Werden Verstöße gegen das Arbeitszeitgesetz 
festgestellt, so werden Maßnahmen, ggf. auch Anordnungen oder Ahndungen, eingeleitet, un-
abhängig davon, wer Auftraggeberin oder Auftraggeber der Betriebe ist. 
 
 
Frage 9. Von welchen privaten Sicherheitsfirmen sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Ministerien 

und Landesdienststellen in Sicherheitsbereichen tätig? (Bitte um Auflistung nach Ministerien, 
Landesdienststellen, Firmen und Anzahl der eingesetzten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter) 

 

Der Landesregierung liegen grundsätzlich keine Informationen über die eingesetzte Mitarbeiter-
zahl vor, da regelmäßig nur Bewachungszeiträume beauftragt werden und die Disposition der 
einzusetzenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei den beauftragten Unternehmen liegt. Daher 
sind die beauftragten Unternehmen mit der jeweiligen Anzahl der Aufträge bezogen auf die ver-
schiedenen Ressortbereiche der Landesministerien in der beigefügten Anlage 2 dargestellt. Der 
Anlage liegt eine Auswertung der zentral durch den LBIH abgeschlossenen Aufträge der letzten 
fünf Jahre zugrunde. Für den in den Vorbemerkungen angesprochenen Geschäftsbereich des 
Ministeriums der Justiz sind darüber hinaus auch die von der Dienststelle vor Ort geschlossenen 
aktuellen Aufträge enthalten. 
 
 
Wiesbaden, 16. Dezember 2019 

Dr. Thomas Schäfer 
 
 
 
 
Anlagen 
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